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Reitzensteinstrale 4, 45657 Recklinghausen,
‘gegen
die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Vorstand der Deutschen
Telekom AG, SBR-BRS, Rechtsservice Dienstrecht, Gradestraie 18,
301863 Hannover,
Gz.: 15 150-5 BRS,

Antragsgegnerin,

beigeladen:

1. Herr

2. Frau

3. Herr
wegen Stellenbesetzung

hier: Antrag auf Gewéhrung vorldufigen Rechisschutzes
hat die 12. Kammer des
VERWALTUNGSGERICHTS GELSENKIRCHEN
am 14. Dezember 2015
durch
den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Prof. Dr. Andrick,
die Richterin am Verwaltungsgericht Vollenberg, -
den Richter Lier Emgegangen
14 DEZ, 2015

BREITKREUTZ U, KOLLEGEN
RECHTSANWALTE U, NOTARE



Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


beschlossen:

1. Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen
Anordnung untersagt, die in der Beférderungsliste
.Beteiligung intern_VCS" nach A 13_vz + Z im Rahmen
der Beférderungsrunde 2015 ausgewiesenen und zu
besetzenden Planstelien der Besoldungsgruppe A 13
BBesC mit Amtszulage mit den Beigeladenen 1. bis 3. 2u
besetzen, bis liber das diesbeziigliche Beférderungsbe-
gehren des Antragstellers unter Beachtung der Rechts-
auffassung des Gerichts erneut entschieden worden ist.

Die Antragsgegnerin tragt die Kosten des Verfahrens mit
Ausnahme der aullergerichtlichen Kosten der
Beigeladenen, die diese selber tragen.

2. Der Strejtwert wird auf 15.385,11 Ewro fesigesetzt,

Griinde:

Der Antrag hat Erfolg.

Nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann eine einstweilige Anordnung zur Sicherung
eines Rechts des Antragstellers nur getroffen werden, wenn die Gefahr besteht, dass
durch eine Verénderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung dieses
Rechts vereiteit oder wesentlich erschwert werden kdnnte. Hierbei sind gemagf § 123
Abs. 3 VWGO in Verbindung mit §§ 920 Abs. 2, 294 ZPO das Bestehen eines zu
sichernden Rechis (Anordnungsanspruch) und die besondere Eitbediritigkeit (Anord-

nungsgrund) glaubhaft zu machen.

Vom Vorliegen eines Anordnungsgrundes zur Sicherung des Bewerbungsverfah-
rensanspruchs aus Ar. 33 Abs. 2 GG -ist auszugehen, da die Antragsgegnerin
beabsichtigt, die streitgegensténdlichen Stellen den Beigeladenen zu (ibertragen.



Der Antragsteller hat im Hinblick auf die gem&R § 91 VwGO als sachdienlich anzu-
sehende Antragsbeschrankung auf die Beigeladenen zu 1. bis 3. auch einen Anord-
nungsanspruch glaubhaft gemacht.

Die zu seinen Lasten getroffene Auswahlentscheidung verietzt seinen aus Art. 33
Abs. 2 GG folgenden Bewerbungsverfahrensanspruch.

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung setzt voraus, dass die Verletzung des
Rechts auf ermessensfehlerfreie Entscheidung Gber das Beforderungsbegehren
glaubhatft ist und die Méglichkeit besteht, dass die noch zu treffende rechtmaige
Auswahlentscheidung tatsdchlich zur Beférderung des Antragstellers fiihrt. Mit dem
ietztgéna-nriten Erfordernis wird zwei far den vorléuﬂ"ge-n Rechtsschutz im Konkur-
rentenstreit wesentlichen Aspekten Rechnung getragen: Zum einen besteht fir die
Gewahrung vorldufigen Rechtsschuizes kein Anlass, wenn feststeht, dass die gel-
tend gemachte Rechtsverietzung flir das Entscheidungsergebnis bedeutungsios war,
wenn also die Wiederholung des Stellenbesetzungsverfahrens unter Vermeidung der
Rechtsverletzung zu keiner flir den Antragsteller glinstigeren Entscheidung fihren
kann. Zum anderen muss flr den Erlass einer einstweiligen Anordnung die Mbglich-
keit einer glinstigeren Entscheidung geniigen. Dass die erneute Entscheidung des
Dienstherrn zwangsléufig oder auch nur mutmanlich zugunsten des Antragstellers
ausfallen wird, kann dagegen nicht verlangt werden. Es genlgt vielmehr flr die Wie-
derholung der Auswahlentscheidung jeder Fehler im Auswahiverfahren einschlieRlich
efwaiger Fehler der dabei zugrunde gelegten dienstlichen Beurteilungen, der fiir das
Auswahlergebnis kausal gewesen sein kann; vorausgesetzt werden dabei die Be-
ricksichtigungsfahigkeit des Fehlers und dessen potentielie Kausalitdt flir das Aus-
wahlergebnis.

Vgl. OVG NRW, Beschlilsse vom 13. September 2001

-6 B 1776/00 — und vom 19. Dezember 2003 -1 B
1972/03 —, jeweils juris; Schnellenbach, Konkurrenzen um
Beforderungséamier ~ geklarte und ungeklarte Fragen, ZBR
1997, 169 (170); ders., Anm. zu BVerwG, Urteil vom

13. September 2001, ZBR 2002, 180 (181).



Hingegen ist es im Hinblick auf den dem Dienstherrn bei der Auswahlentscheidung
zustehenden Ermessensspielraum nicht Aufgabe des Gerichts, den besser geeig-
neten Bewerber zu bestimmen und eine eigene Prognose der Erfolgsaussichten der
Bewerbung vorzunehmen.

Vgl. BVerfG, Beschiuss vom 24. September 2002
~- 2 BvR 857/02 -, ZBR 2002, 427 (428).

Gemessen an diesen Grundsélzen genigt die Auswahlentscheidung nicht den
Vorgaben des Art. 33 Abs. 2 GG.

Die .der Auswah:lentschéidunng zugrundegelegte dienstliche Beurteilung des
Antragstellers vom 10. Marz 2015 ist fehlerhaft, und es ist nicht auszuschiiefien,
dass er bei einem rechtméRigen Vorgehen der Antragsgegnerin beférdert wiirde.

Bei der Auswahlentscheidung um die Vergabe eines Beférderungsdienstpostens ist
in erster Linie auf die hinreichend akiuellen dienstiichen Beurteilungen
zurickzugreifen. Denn dienstliche Beurteilungen dienen vornehmlich dem Zweck,
eine Grundlage fiir am Leistungsgrundsatz orientierte Entscheidungen (ber die
Verwendung der Beamten zu bieten.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 2002
- 2C31/01 —, DVBI. 2003, 1545 .

Dienstliche Beurteilungen sind im Hinblick auf ibre inhaltliche Richtigkeit nur einer
eingeschréankten verwaltungsgerichtlichen Kontrolle zugéngtich. Nach Sinn und
Zweck der dienstlichen Beurteilungen obliegt es allein dem Dienstherrn bzw. dem fir
ihn handelnden Vorgesetzten, in der Beurteilung ein persbnlichkeitsbedingtes
Werturteil dariiber abzugeben, ob und in welcher Weise der zu Beurteilende den
zahlreichen fachlichen und personlichen Anforderungen des ausgeiibten Amtes
entspricht. Dem Gericht ist es demnach verwehrt, die fachliche und perstnliche
Beurteilung des Antragstellers durch den zusténdigen Beurteiler in vollem Umfang

nachzuvoliziehen oder diese gar durch eine eigene Beurteilung zu ersetzen. Die



verwaltungsgerichtliche Rechtméfigkeitskontrolle hat sich darauf zu beschranken, ob
die Verwallung gegen Verfahrensvorschrifien verstoen, die anzuwendenden
Begriffe oder den gesetzlichen Rahmen, in dem sie sich frei bewegen kann, ver-
kannt, einen unrichtigen Sachverhalt zugrundegelegt, allgemeinglitige WertmaR-
stabe nicht beachtet oder sachfremde Erwédgungen angestelit hat. Soweit der Dienst-
herr Richtlinien fir die Abgabe dienstlicher Beurteilungen erlassen hat, ist vom
Gericht auch 2u prifen, ob diese - {iber Art. 3 Abs. 1 GG den Dienstherrn gegeniiber
dem Beamten rechtlich bindenden - Richtlinien eingehalten sind und ob sie mit den
gesetzlichen Regelungen, speziell denen der Laufbahnverordnung Uber die dienst-
liche Beurteilung, und auch sonst mit gesetzlichen Vorschriften im Einklang stehen.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 11. Dezember 2008 ~ 2 A 7/07 —,
juris Rn. 11 mit Verweis auf seine standige Recht-
sprechung; OVG NRW, Beschiuss vom 24. April 2015
—BA2748/13 ~ juris Rn. 5 m. w. N.

Darlber hinaus setzt die Eignung aktueller diensticher Beurteilungen als
Vergleichsgrundlage voraus, dass sie inhaltlich aussagekrdflig sind. Hierfur ist
erforderlich, dass sie die dienstiiche Téatigkeit im maRgebenden Beurtellungszeitraum
volistdndig erfassen, auf zuverldssige Erkenntnisquellen gestltzt sind, das zu
erwartende Leistungsvermdgen in Bezug auf das angestrebte Amt auf der Grundlage
der im innegehabten Amt erbrachten Leistungen hinreichend differenziert darstelien
sowie auf gleichen Bewertungsmafstiben beruhen.

Vgl. nur BVerwG, Beschiuss vom 19. Dezember 2014
-2 VR 1114 -, juris Rn. 22.

Gemessen an diesen Anforderungen erweist sich die dienstliche Beurteilung des
Antragstellers als rechtswidrig, weil sie nicht geeignet ist, seine Leistungen in dem
von ihr erfassten Beurteilungszeitraum vom 15. September 2011 bis zum
31. Oktober 2013 in einer Weise abzubilden, die einen tragfihigen Leistungs-
vergleich mit den Beigeladenen erméglicht.



Nach den (ibereinstimmenden Angaben der Beteiligten war der Antragsteller vom
1. Januar 2013 bis zum 1. September 2013 (aus Grinden, die in die Sphdre der
Antragsgegnerin fielen) ochne Beschiftigung. Die von der Antragsgegnerin gewihlte
Vorgehensweise, diesen Zeitraum im Rahmen der hier streitbefangenen dienstlichen
Beurtellung gleichwohl einzubeziehen, begegnet durchgreifenden Bedenken und
fihrt zu deren Rechtswidrigkeit. Zwar sind Einschrankungen des Grundsatzes, dass
die dienstliche Tatigkeit des Beamten im Beurteilungszeitraum volisténdig erfasst
sein muss, moglich, soweit sie auf zwingenden Griinden beruhen.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 26. September 2012 -2 A 2/10 -,
juris Rn. 10 f. m. w. N.

Ein solcher Fali, in dem es Ublicherweise um vernachléssigte ,Dienst‘zeiten geht,
also um Zeiten, in denen Dienst geleistet worden ist, liegt hier aber nicht vor,
Vielmehr wére es aufgrund mangelnder Erkenninisgrundlagen - keine Dienstleistung
i einem beurteilungsfahigen Zeltraum - rechtlich geboten gewesen, die
Leistungsentwicklung des Antragstellers in dem Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis
zum 1. September 2013 durch eine fiktive Fortschreibung der leizten dienstlichen
Beurteilung im Rahmen eines Beurteilungsvermerks nachzuzeichnen. Denn die
Plausibilisierung der Beurteilung verlangt nach einer klaren Aufteilung der

dienstlichen Tétigkeiten einerseits und des Ubrigen Wirkens andererseits.

Vgl in Bezug auf teilfreigestelite Personalratsmitglieder und
Gleichstellungs- hzw. Frauenbeauftragte
Schnellenbach/Bodanowitz, Die dienstliche Beurteliung der
Beamten und der Richter, Band 2, Rn. 222e (Stand der
Kommentierung: Dezember 2014).

Die dienstliche Beurteilung einerseits und die forigeschriebene dienstliche
Beurteilung andererseits hatten gemeinsam zur Einschétzung der Qualifikation des
Antragstellers fithren miissen.

in Anbetracht der Fehlerhaftigkeit der dienstlichen Beurteilung des Antragstellers und
der unterlassenen Fortschreibung der letzten dienstlichen Beurteilung flir den

Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis zum 1. September 2013 erscheint es nicht als von



vornherein ausgeschlossen, dass er bei einer rechtmaligen Vorgehensweise in der
vorliegenden Befdrderungsrunde noch befordert wird. Ausweislich der von der
Aniragsgegnerin vorgelegten einschidgigen Beférderungsiiste konnten diejenigen
Beamten beftrdert werden, denen die Beureilung ,sehr gut® mit dem
Auspragungsgrad ,++" zuerkannt worden war,

Die Kostenentscheldung folgt aus §§ 154 Abs. 1, 162 Abs. 3 VWGO. Die aulerge-
richtlichen Kosten der Beigeladenen flir erstatiungsfahig zu erkldren, entspricht nicht
der Billigkeit, weil diese keinen Antrag gestellt und sich damit selbst keinem Kosten-
risikc ausgesetzt haben (§ 154 Abs. 3 VwGO).

Die Streitwertfestsetzung erfolgt auf der Grundlage der §§ 53 Abs. 2 Nr. 1, 52 Abs. 1,
6 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 bis 4 GKG. Danach ist hier auszugehen von einem Vierte!l der
flir ein Kalenderjahr zu zahlenden Beziige (hier: Besoldungsgruppe A 13 BBesO der
Stufe 8 mit Amtszulage fir Beamte, die bei einem Postnachfolgeunternehmen
beschaftigt sind) mit Ausnahme nicht ruhegehaitsfahiger Zulagen und chne
Bezligebestandteile, die vom Familienstand cder von Unterhaitsbezligen abhéngen.
Daraus ergibt sich der im Tenor festgesetzte Streitwert ([12 x 5.128,37 Euro] : 4).

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen den Beschluss zu 1. steht den Beteiligten die Beschwerde an das
Cherverwaltungsgericht fir das Land Nordrhein-Westfalen in Mlnster zu.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses
schriftlich oder in elektronischer Form nach Malgabe der Verordnung Uber den
elektronischen  Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen -ERVVO VG/IFG - vom
7. November 2012 (GV. NRW. S, 548) bei dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen,
Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, einzulegen. Sie ist innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begriinden. Die Begrindung ist,
sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim
Oberverwaltungsgericht flir das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidikkirchplatz 5,
48143 Miinster, schriftlich oder in eiektronischer Form nach Maflgahe der ERVVO
VG/FG einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Griinde
darlegen, aus denen die Entscheidung abzuindern oder aufzuheben ist, und sich mit
der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen. Das Oberverwaltungsgericht
prift nur die dargelegten Griinde.




Im Beschwerdeverfahren gegen den Beschluss zu 1 muss sich jeder Beteiligte
durch einen Prozessbevollimachtigten vertreten lassen. Dies gilt auch fir die
Einlegung der Beschwerde. Als Prozessbevolimé&chtigte sind nur die in § 67 Abs. 4 in
Verbindung mit Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneten und ihnen kraft
Gesetzes gleichgesteliten Personen zugelassen.

Gegen den Beschluss zu 2. findet innerhalb von sechs Monaten, nachdem die
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verahren sich
anderweitig erledigt hat, Beschwerde stati, wenn der Wert des Beschwerdegegen-
standes 200 Euro iibersteigt.

Die Beschwerde ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschaftsstelle oder in elektronischer Form nach MaRgabe der Verordnung Uber den
elektronischen  Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen -ERVVO VGFG - vom
7. November 2012 (GV. NRW. S. 548) bei dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen
einzulegen. Uber sie entscheidet das Oberverwaltungsgericht flr das Land
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Minster, falls das beschiiefende
Gericht ihr nicht abhilft.

Prof. Dr. Andrick Vollenberg Lier

Beglaubigt

'; Bindewald
§ Verwaltungsgerichtsbeschaftigte
' als Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle




